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A. Bericht des Abgeordneten Goldhagen 


1. Allgemeines 

Der Entwurf eines Gesetzes zur Regelung der 
Rechtsverhältnisse des Reichsvermögens und der : 
preußischen Beteiligungen (ReichsvermÖgen'Gesetz) j 
wurde dem Finanzausschuß in der 138. Plenarsitzung . 
des Deutschen Bundestages vom 18. Januar 1961 | 
zur Beratung und Beschlußfassung zugewiesen. Der i 
genannte Ausschuß hat ihn in seiner Sitzung vom | 
26. Januar 1961 beraten. 

Der Entwurf dient der Erfüllung des dem Gesetz- I 
geber in Artikel 134 Abs. 4 und Artikel 135 Abs. 6 | 
GG erteilten Auftrages zur Regelung der Rechtsver- 
hältnisse des Vermögens des Reichs und der Beteili- | 
gungen des ehemaligen Landes Preußen an Unter- ; 
nehmen des privaten Rechtes. Diese Vermögens- I 
massen waren nach dem Zusammenbruch auf Grund 
der Bestimmungen der Militärregierungsgesetze 
Nr. 52 von den drei westlichen Besatzungsmächten ; 
beschlagnahmt und der Verwaltung und Kontrolle , 
durch die Militärregierungen unterstellt worden. | 
Unmittelbar vor dem Inkrafttreten des Grundgeset- ; 
zes und zum Teil auch noch nach seinem Inkrafttre- 
ten haben die einzelnen Militärregierungen, jeweils 
für ihren Bereich unterschiedlich, die Vermögens- 
massen teils zu vollem, teils zu treuhänderischem j 
Eigentum auf die in Frage kommenden Belegen- | 
heitsländer übertragen. i 

Demgegenüber bestimmt Artikel 134 Abs. 1 GG, | 
daß das gesamte Vermögen des Reichs Bundesver- , 


mögen wiird. Das gleiche gilt gemäß Artikel 135 
Abs. 6 GG hinsichtlich der Beteiligungen des ehe- 
maligen Landes Preußen an Unternehmen des pri- 
vaten Rechtes. 

Zu dieser grundgesetzlichen Regelung standen die 
erwähnten besatzungsrechtlichen Bestimmungen 
im Widerspruch. Sie sind erst durch das am 4. Mai 
1951 erlassene Gesetz der Alliierten Hohen Kom- 
mission Nr. A 16 aufgehoben worden, jedoch nicht 
mit rückwirkender Kraft. Zur Erfüllung des Willens 
des Grundgesetzgebers hat deshalb das Gesetz zur 
vorläufigen Regelung des Reichsvermögens und der 
preußischen Beteiligungen vom 21. Juli 1951 — Vor- 
schaltgesetz — (BGBl. I S. 467) die aus dem Be- 
satzungsrecht abgeleiteten Eigentums- und Verwal- 
tungsrechte der Länder ausdrücklich beseitigt. 

Damit sind also mit dem Inkrafttreten des Grund- 
gesetzes das Vermögen des Reichs und die Be- 
teiligungen des ehemaligen Landes Preußen an Un- 
ternehmen des privaten Rechtes vollumfanglich Bun- 
desvermögen geworden. 

Das Grundgesetz hat den Bund verpflichtet, einen 
Teil des früheren Reichsvermögens auf andere 
Rechtsträger zu übertragen. Mit dem vorliegenden 
Entwurf, der von der Bundesregierung in enger Zu- 
sammenarbeit mit den Ländern in der Zeit seit 1954 
erarbeitet wurde, soll dem Befehl des Grundgesetzes 
Redinung getragen werden. 
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IL Im einzelnen 

Es handelt sich um drei Vermögensmassen aus 
dem früheren Redchsvermögen, die vom Bund auf 
andere Rechtsträger zu übertragen sind, nämlich 

a) Vermögen, das beim Zusammenbruch am 8. Mai 
1945 Verwaltungsaufgaben gedient hat, die nun- 
mehr nach dem Grundgesetz Verwaltungsaufga- 
ben dieser anderen Rechtsträger sind, 

b) Vermögen, das für Verwaltungsaufgaben eines 
Landes benutzt wird, 

c) Vermögen, das dem Reich von einem Land oder 
leiiner Gemeinde (Gemeinde verband) unentgelt- 
lich zur Verfügung gestellt worden ist und nicht 
mehr vom Bund benötigt wird. 

Die §§ 2, 3 und 5, die dem Artikel 134 Abs. 2 
und 3 GG entsprechen, bestimmen, welchen Rechts- 
trägern diese Vermögensmassen zustehen. Die 
Übertragung erfolgt nicht durch das Gesetz, sondern 
dst vom Bund durch Einzelakte vorzunehmen {§ 7). 
Hierbei sind nach §§ 10 und 11 gewisse Formvor- 
schriften der Grundbuchordnung für die Ubeirtra- 
gung von Rechten und für die Grundbuchberichti- 
gung nicht anzuwenden. 

Bislang schon bundesgesetzlich getroffene Vorab- 
regelungen sollen unberührt bleiben (§ 15). 

Der Ausschuß hat den Änderungsvorschlägen des 
Bundesrates zu § 1 Abs. 1, § 5 Abs. 1, § 18 Abs. 1 
zugestimmt. Er schlägt weiter vor, in § 6 Abs. 1 je- 
weils hinter dem Wort „Vermögensrecht'" zur Klar- 
stellung noch dein Klammerzusatz „(§ 1)" aufzuneh- 
men und die Überschrift des § 12 wie folgt zu fas- 
sen: „Übergang von Beteiligungsrechten auf die 
Länder". 

Vertreter der Fraktion der SPD beantragten unter 
Übernahme entsprechender Anträge des Bundes- 
rates eine Ergänzung der für den Übergang von Be- 


teiligungsrechten auf die Länder vorgesehenen Liste, 
wie sie in der Anlage zu § 12 Abs. 1 enthalten ist. 
Danach sollten auf genommen werden; 

unter 1. Baden- Württemberg „8. Badische Heim- 
stätte GmbH, Karlsruhe", 

unter V. Hessen „6. Hessische Heimstätte GmbH, 
Kassel", 

unter VIL Nordrhein- Westfalen „10. Rheiinische 
Hedmstätte Düsseldorf, 11. Westfälisch-Lippische 
Heimstätte, Dortmund", 

unter X. Schleswig-Holstein „6. Heimstätte 
Schleswig-Holstein, jetzt: Wohnungsbaukredit- 
anstalt, Kiel". 

Dieser Antrag wurde jedoch mit Mehrheit abge- 
lehnt, da ein berechtigtes wohnungspolitisches In- 
teresse des Bundes an einer weiteren eigenen Be- 
teiligung an den genannten Unternehmen anerkannt 
werden müßte. Im übrigen wurde vom zuständigen 
Regderungsvertneter bestätigt, daß die vorerwähnte 
„Heimstätte Schleswig-Holstein" inzwischem endgül- 
tig lin der „Wohnungsbaukreditanstalt, Kiel" auf- 
gegangen sei. 

Die in der Anlage zu § 12 unter III Nr. 2 aufge- 
führte Industriegelände-Gleisanschluß GmbH, Ber- 
lin sowie die unter VII. Nr. 3 aufgeführte Gemein- 
nützige Siedlungsgesellschaft „Rote Erde" mußten 
gestrichen werden, da die Beteiligungen an diesen 
Gesellschaften schon in andere Hände übergegan- 
gen sind. Ebenso konnten in § 13 Abs. 1 die Posi- 
tionen 3 und 4 gestrichen werden, da die Beteili- 
gungen des Deutschen Reichs infolge Kapitalerhö- 
hung unter 26 v. H. des Stammkapitals der einzel- 
men Gesellschaft gesunken sind. 

Der Ausschuß empfiehlt dem Hohen Haus, den 
Gesetzentwurf in der vom Ausschuß erarbeiteten 
Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 7. Februar 1961 


Goldhagen 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 2357 — mit der 

Maßgabe, daß 

1. § 1 Abs. 1 Satz 2 folgende Fassung erhält: 

„Das gleiche gilt für Beteiligungen, die dem ehe- 
maligen Land Preußen an Unternehmen des pri- 
vaten Rechts am oder nach dem 8. Mai 1945 zu- 
standen. " , 

2. in § 5 Abs. 1 Satz 1 die Worte „oder für Rech- 
nung dieser Rechtsträger ein Dritter" durch die 
Worte „unmittelbar oder durch einen Dritten" 
ersetzt werden, 

3. in § 6 Abs. 1 Nr. 1 und 2 hinter dem Wort "Ver- 
mögensrechts" und in §6 Abs. 1 Nr. 3 hinter dem 
Wort „Vermögensrecht" jeweils der Klammer- 
zusatz „(§ 1)" eingefügt wird, 

4. § 12 die Überschrift „Übergang von Beteili- 
gungsrechten auf die Länder" erhält, 

5. in § 13 Abs. 1 die Nr. 3 und 4 gestrichen werden, 

6. in § 18 Abs. 1 Satz 1 die Worte „und andere" 
durch das Wort „sowie" ersetzt werden, 

7. in der Anlage zu § 12 Abs. 1 unter „III. Berlin", 
die Nr. 2 und unter „VII. Nordrhein- Westfalen" 
die Nr. 3 gestrichen werden, 

im übrigen unverändert nach der Vorlage anzu- 
nehmen. 


Bonn, den 7. Februar 1961 


Der Finanzausschuß 
Neuburger Goldhagen 

Vorsitzender Berichterstatter 
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